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Gees Sammlung 


fuͤr die 


5 Prein en Staaten. 


(era N 15. 


No. 97 8.) Abkommen zu Beförderung, der Rechtspflege zwiſchen ben Königlich Preußischen 
Staaten und dem e e Sachſen-Weimar⸗ nn Vom 
ö un Juni 1824.4 s 
Saiten d der Königlich piece uli der Großherzoglich-Saͤchſiſch⸗ 
Weimar ⸗Eiſenachiſchen Regierung iſt zur Wee der Rechtspflege e 
eee getroffen worden. 
J. Allgemeine Beſtimmungen. 
Art. 1. Die Gerichte beider Staaten leiſten ſich gegenſeitig alle brefeniie 


Nechtshuͤlfe, welche fie den Gerichten des Inlandes, nach deſſen Geſetzen und Ge⸗ 


richtsverfaſſung, nicht verweigern bürfen, in wiefern das ‚gegenwärtige Abkommen 


nicht beſondere Einſchraͤnkungen feftftellt. e 


a Art, 2. Die Vollſtreckbarkeit der richterlichen Erkenntniſſe wird gegen⸗ 
ſeitig anerkannt, dafern dieſe nach den naͤhern Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen 
Abkommens von einem beiderſeits als kompetent anerkannten Gericht geſprochen 
worden ſind, und nach den Geſetzen des Staats, von deſſen Gericht ſie gefallt 
worden, die Rechtskraft bereits befehriiten haben. 

f Solche Erkenntniſſe werden an dem in dem anderen Staate befindlichen 
Vermögen des Sachfaͤlligen unweigerlich vollſtreckt. 

Art. 3. Ein von einem zuſtaͤndigem Gericht gefaͤlltes rechtskraͤftiges Er⸗ 


kenntniß begründet vor den Gerichten des andern Staates die Einrede des rechts⸗ 


kräftigen Urtheils (exceptio rei judicatae) mit denſelben Wirkungen, als wenn 
das Urtheil von einem Gericht desjenigen Staates, in welchem 8 Einrede gel⸗ 
dend gemacht wird, geſprochen waͤre. 
II. Beſondere Beſtimmungen. 
1) Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in buͤrgerlichen Rechts- 
ſtreitigkeiten. 

Art. 4. Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Proro⸗ 
gation „der Gerichtsbarkeit des andern Staates, dem er als Unterthan und 
bean 1824. 3 Staats⸗ 


gegeben zu Berlin den 7ten Auguſt 1824.) 
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Staatsbürger nicht angehört, zu unterwerfen. Keine Gerichtsbehörde iſt befugt, 
der Requiſition eines ſolchen geſetzwidrig prorogirtew Gerichts um Stellung des Be⸗ 
klagten oder Vollſtreckung des Erkenntniſſes Statt zu geben, vielmehr wird jedes 
von einem ſolchen Gericht geſprochene Erkenntniß in dom: ‚andern Fang gi uns 
gültig betrachtet. 


Der Kläger Art. 5. Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Klaͤger dem 
ers Be- Gerichtsſtand des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil der frem— 
den Gerichtsſtelle nicht nur, ſofern daſſelbe den Beklagten, fondern- auch ſofern 
es den Klaͤger, z. B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Gerichtskoſten, betrifft, in 


dem andern Staate als rechtsguͤltig erkannt und vollzogen. 


Wiederklage. Art. 6. Fuͤr die Wiederklage iſt die Gerichtsbarkeit des uͤber die Vor⸗ 
klage zuſtaͤndigen Richters begründet, dafern nur jene mit dieſer im rechtlichen Zu⸗ 
ſammenhange ſteht und ſonſt nach den Landesgeſetzen des Vorbeklagten zulaͤſſig iſt. 

un | Art. 7. Die Provokations⸗Klagen (ex lege diflamari oder ex lege si 
ae contendat) werden erhoben vor dem perſoͤnlich zuſtaͤndigen Gerichte der Provo⸗ 
kanten, oder da, wohin die Klage in der Hauptſache ſelbſt gehörig iſt; es wird daher 

die von dieſem Gericht, beſonders im Falle des Ungehorſams, rechtskraͤftig ausge⸗ 

ſprochene an von der Obrigkeit des Provozirten als vollſtreckbar anerkannt. 


Persönlicher Art. 8. Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Wohn⸗ 
Gerichtsstand. ſitz in einem Stage, oder bei denen, die einen eigenen Wohnſitz noch nicht genom⸗ 
\ nen haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Aeltern begruͤndet iſt, 

wird von beiden Staaten in perſönlichen Klagſachen dergeſtalt anerkannt, daß der 


Unterthan des einen Staates von den Unterthanen des andern nur vor ſeinem per⸗ 


ſoͤnlichen Richter belangt werden darf. Es muͤßten denn bei jenen perſoͤnlichen 
Klagſachen, neben dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande, noch die beſonderen Gerichts⸗ 
ſtaͤnde des Kontraktes oder der geführten Verwaltung konkurriren, welchen Falls 
die perſoͤnliche Klage auch vor dieſen Gerichtsſtaͤnden erhoben werden kann. 


Art. 9. Die Abſicht, einen beſtaͤndigen N Vohnſitz an einem Site nehmen 
zu wollen, kann ſowohl ausdruͤcklich, als durch Handlungen, geaͤußert werden. Das 
Letztere geſchieht, wenn jemand an einem gewiſſen Orte ein Amt, welches ſeine be⸗ 
ſtaͤndige Gegenwart daſelbſt erfordert, übernimmt, Handel oder Gewerbe daſelbſt 
zu treiben anfaͤngt, oder ſich daſelbſt alles, was zu einer eingerichteten Wirthſchaft 
gehört, anſchafft. Die Abſicht muß aber nicht blos in Beziehung auf den Staat, 
ſondern ſelbſt auf den Ort, wo der Wohnſitz genommen werden ſoll, beſtimmt ge⸗ 
aͤußert ſeyn. 

Art. 10. Wenn Nein ſowohl in dem einen als in dem andern Staate 


feinen Wohnſitz in dem landesgefetzlichen Sinne genommen halz fo haͤngt die Wahl | 


des Gerichtsſtandes von dem Kläger ab. 
Art. #1: 


meinſchuldners. 
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Art. II. Der Wohnſitz des Vaters, wenn dieſer noch am Leben iſt, be⸗ 
gründet zugleich den ordentlichen Gerichtsſtand des noch in ſeiner Gewalt befind⸗ 
lichen Kindes, ohne Ruͤckſieht auf den Ort, wo daſſelbe geboren worden, oder wo 
das Kind ſich nur eine Zeulang aufhaͤlt. ö 

Art. 12. Iſt der Vater verſtorben, fo verbleibt der Gerichtsſtand, unter 
welchem derſelbe zur Zeit ſeines Ablebens ſeinen Wohnſitz hatte, der ordentliche 
Gerichtsſtand des Kindes, ſo lange daſſelbe noch keinen eignen ordentlichen 
Wohnſttz rechtlich begruͤndet hat. 2 

Art. 13. Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe 
zur rechten Hand erzeugt, ſo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen Kindes auf 
gleiche Art nach dem gewöhnlichen Gerichtsſtand der Mutter. f 

Art. 13. Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staate, ohne 
deſſen Buͤrger zu ſeyn, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik, oder ein anderes der⸗ 
gleichen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, welche 


ſie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor den Gerich⸗ 


ten des Landes, wo die Gewerbs⸗Anſtalten ſich befinden, als vor dem Gerichts⸗ 


ſtande des Wohnorts belangt werden koͤnnen. a 


Art. 15. Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſoͤnli⸗ 
chen Aufenthalte auf dem erpachteten Gute, ſoll den Wohnort des Pachters im 
Staate begruͤnden. N a f 


Art. 16. Ausnahmsweiſe ſollen Studirende und Dienſtboten auch in 
demjenigen Staate, wo ſie ſich in dieſer Eigenſchaft aufhalten, waͤhrend dieſer Zeit 
noch einen perſoͤnlichen Gerichtsſtand haben, hier aber, ſo viel ihren perſoͤnlichen 
Zuſtand und die davon abhangenden Rechte betrifft, ohne Ausnahme nach den Ge⸗ 
ſetzen ihres Wohnortes und ordentlichen Gerichtsſtandes beurtheilt werden. 


Art. 17. Erben werden wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten ihres Erb» Gerichtsſtand 
laſſers vor deſſen Gerichtsſtande fo lange belangt, als die Erbſchaft ganz oder theil⸗ BT SUN: 


weiſe noch dort vorhanden, oder, wenn der Erben mehrere find, noch nicht getheilt iſt. 


Art. 18. Im Konkurs wird der perfönliche Gerichtsſtand des Schuld⸗ ( 


ners auch als allgemeines Gant-⸗Gericht anerkannt, ausgenommen, wenn der richt 


größere Theil des Vermögens, bei deſſen Beſtimmung das über die Vermoͤgens⸗ 
Maſſe aufzunehmende Inventarium und Tare zum Grunde zu legen iſt, in dem an⸗ 


dern Staate ſich befindet, wo alsdann dem letztern unter der im Art. 22. enthalte⸗ 


nen Beſchraͤnkung das Recht des Allgemeinen Gant⸗Gerichts zugeſtanden wird. 


Art. 19. Aktiv⸗Forderungen werden, ohne Unterſchied, ob ſie hypothe⸗ 
kariſch ſind oder nicht, angeſehen, als befanden fie fi an dem Wohnorte des Ge⸗ 


3 2 Art. 20. 


Allgemeines 
ant⸗Ge⸗ 


S I = N 
Art. 20. Einem Partikular⸗Konkurſe wird nicht ſtatt gegeben, ausge⸗ 
nommen, wenn ein geſetzlich begruͤndetes Separations⸗Recht geltend gemacht wird, 
namentlich wenn der Gemeinſchuldner in dem andern Staate, wo er ſeinen Wohn⸗ 
ſitz nicht hatte, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik, oder ein andres dergleichen 
Etabliſſement, welches als ein eigenes Ganzes einen beſondern Inbegriff von 
Rechten und Verbindlichkeiten des Gemeinſchuldners bildet, beſitzt, welchen Falls 
zum Vortheile derjenigen Gläubiger, welche in Anſehung dieſes Etabliſſements be⸗ 
IN ſonders kredikirt haben, ein Partikular⸗Konkurs eröffnet werden darf. 
| m. . Wiekungen Art. 21. Alle Forderungen, ſie ſeyen auf ein dingliches oder perſönliches i 
rain W Recht gegruͤndet, ſind allein bei dem allgemeinen Gant-Gerichte einzuklagen, oder 
ee, s erichtsſſandes. wenn ſie bereits f 198 gemacht worden, dort weiter zu verfolgen. Das außer⸗ 
a halb Landes befindliche Vermögen des Gemeinſchuldners wird, nach vorgaͤngiger 
5 E22. Veräußerung der Grundſtuͤcke und Effekten durch den; Richter der ee 
e A eue, e. e, Sache dem Gant⸗Gerichte abgeliefert. 
ee, e. Rechtliche Art. 22. Dingliche Rechte werden nach bar Gesetzen des Ortes der Be 
8 Ang din genen Sache beurtheilt und geordnet, uͤber die Rangordnung rein perſoͤnlicher An⸗ 
. 3 der dinglichen ſpruͤche und deren Verhaͤltniß zu den dinglichen Rechten, entſcheiden die am Orte 
und perſönli⸗des Gant⸗Gerichtes gelt ltenden Geſetze, und es findet kein Unterſchied zwiſchen in⸗ 
5 aun ahen Rechte. und auslaͤndiſ chen Glaͤubigern, als ſolchen, ſtatt. Damit insbeſondere bei der Ge 
18 88 5 BREITE genkhuͤmlichkeit der Preußiſchen Hypothekenverfaſſung die auf den im Preußiſchen 
j m EDER „Gebiete gelegenen Grundſtuͤcken eingetra genen Glaͤubiger in ihren Rechten keinen 
. Schaden leiden, hat es in Ruͤckſicht ihrer bei der Abſonderung und Vertheilung der 
ee, Ag vas3. iet geg Immobilie Maffe nach den Vorſchriften der Allgemeinen 5 Th. L 
{ Er: Tit. 50. HF. 489. bis 522: fein Bewenden. 
1 Dinglicher Art. 23. Alle Realklagen, desgleichen alle poſſeſſopiſchen Rechtsmittel 
i Gerichtsſtand. wie auch die ſogenannten actiones in rem Scriptae, niffen, dafern fie eine 
unbewegliche Sache betreffen, vor dem Gericht, in deſſen Bezirk fich die Sache 


. f befindet, — koͤnnen aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem per⸗ 
BR ſoͤnlichen Gerichtsſtande des Beklagten erhoben werden, — vorbehaltlich deſſen. 
* was auf den Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 


Art. 24. In dem Gerichts ſtand der Sache Fönen keine blos (rein) 
perſoͤnlichen A 5 — angeſtellt werden. f 
N Art. 25. Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch oft wenn gegen 
EHI e. 2 den Beſitzer mbedehlicher Guͤter eine ſolche perſönliche Klage angeſtellt wird, welche 
9 aus dem Beſitze des Grundſtüuͤcks oder aus Haudlungen fließt, die er in der Eigen⸗ 
8 ſchaft als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein ſolcher Gutsbeſi iter 
| 1) die mit ſeinem Pachter oder Verwalter eee nn 5 
N erfuͤllen, oder : 
2) die zum Beſten des Grundſtücks geleiten Vorſchüſſe ob gelieferten Der 
terialien und Arbeiten zu vergüfen ſich weigert, oder 
30 die Patrimonial⸗ et oder ein ähnliches Befugniß mißbraß 1 
2) ſeine 


en 


. „„ 


RI: ſeine Nachbarn hu Besitz ſtortt „ 
5) ſich eines auf das benachbart: Grundſtäck ihm zuſtehenden Rechts beruͤhmt, oder 


60) wenn er das Grundſtuͤck ganz oder zum Theil veräußert und den Kontrakt 
nicht erfuͤllt oder die ſchuldige Gewaͤhr nicht leiſtet, 


ſo muß derſelbe in allen dieſen Faͤllen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht neh⸗ 


men, wenn ſein Gegner ihn in ſeinem perſönlichen Gerichtsſtande nicht belangen will. 
Art. 20. ‚Eben fo, begründet ausnahmsweiſe auch der Beſitz eines Lehn 
gutes oder die geſammte Hand daran, zugleich einen perjönlichen Gerichtsſtand. 
Art. 27. Erbſchaftsklagen werden da, wo die Erbſchaft ſich befindet, Erbſchaftt⸗ 
erhoben und zwar dergeſtalt, daß, wenn die Erbſtuͤcke zum Theil in dem einen, klagen. 
zum Theil in dem andern Staatsgebiet ſich befinden, der Klaͤger ſeine Klage zu 
theilen verbunden iſt, ohne Ruͤckſicht, wo der größte Theil der Erbſchafts-Sachen 
ſich befinden nag. z ! 
Dioch werden alle bewegliche Erbſchaftsſtuͤcke angeſehen, als befanden fie 192771 
ſich an dem Wohnorte des Erblaſſers. Aktiv⸗Forderungen werden ohne Unter⸗ 5 
ſchied, ob ſie hypothekariſch ſind, oder nicht, den beweglichen Sachen beigezaͤhlt. 

Art. 28. Ein Arreſt darf in dem einen Stagte und nach den Geſetzen Gerichtsſtand 
deffelben, gegen den Bürger des anderen Stagtes ausgebracht und verfügt werden, des Arresi. 
unter der Bedingung jedoch, daß entweder auch die Hauptſache dorthin gehoͤre, 
oder daß ſich eine wirkliche gegenwärtige Gefahr auf Seiten des Glaͤubigers 


nachweiſen laſſe. Iſt in dem Staate, in welchem der Arreft verhangen worden, 


ein Gerichtsſtand für die Hauptſache nicht begründet: fo iſt dieſe, nach vorlaͤufiger 
Regulirung des Arreſtes, an den zuftandigen Richter des anderen Staates zu ver⸗ 
weiſen. Was dieſer rechtskräftig erkennt, unterliegt der ellgemeinen Beſtim⸗ 
mung im Art. 2. fd 
Jui „Ar 29, Der Gerichtsſtand des Kontraktes, vor welchem eben ſowohl Gerichtsstand 
auf Erfüllung als wie auf Aufhebung des Kontraktes geklagt werden kann, findet des Kontrak⸗ 
nur dann ſeine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in dem Ge⸗ Ar 
richtsbezirk ſich anweſend befindet, in welchem der Kontrakt geſchloſſen worden iſt, 
oder in Erfüllung gehen ſoll. 175 . Er 
Diieſes iſt bejonders.auf, die auf öffentlichen Maͤrkten geſchloſſenen Kontrakte, 3 ar 
auf Biehhaͤndel und dergleichen anwendbar. 5 
Art. 30. Die Klauſel in einer Wechſelverſchreibung, wodurch ſich der Beſondersbei 
Schuldner der Gerichtsbarkeit eines jeden Wechſelgerichts, in deſſen Gerichts- Wechſel⸗Ver⸗ 
zwang er zu deſſen Verfallzeit anzutreffen ſey, unterworfen hat, wird als gultig, schreibungen. 
das hiernach eintretende Gericht, welches die Vorladung bewirkt hat, fuͤr zuſtaͤndig, 
mithin deſſen Erkenntniß für pollſtreckbar an den in dem anderen Staate belegenen 
f raerde ea ne 
Art. 31. Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes Gut Se 
oder Vermögen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer N 
i : BE»... 


zan; 
71 


1177 


Ueber Inter- 


vention. 


Wirkung der 
Rechtshaͤn⸗ 
gigkeit. 


ſolchen Adminiſtration angeſte ellten Klas gen ſich einlaſſen: es müßte denn die Ad⸗ 
miniſtration bereits völlig beendigt und der Verwalter über die gelegte Rechnung 


quittirt ſeyn. Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener Ruͤck⸗ 


ſtand gefordert, oder eine ertheilte Quittung angefochten wird; ſo kann dieſes nicht 
bei dem vormaligen Gerichtsſtande der geführten Verwaltung geſchehen. 

Art. 32. Jede echte Intervention, die nicht eine beſonders zu behan⸗ 
delnde Rechtsſache in einem ſchon anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, ſie ſey prinz ipal, 
oder akzeſſoriſch, betreffe den Kläger oder den Beklagten, ſey nach vorgängiger 
Streitankuͤndigung oder ohne dieſelbe geſchehen, begründet gegen den auslaͤndi⸗ 
ſchen Intervenienten die Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der une 
Prozeß geführt wird. 

Art. 33. Sobald vor irgend einem in den. Viöhergen Artikeln beſtimr⸗ 
ten Gerichtsſtande eine Sache rechtshaͤngig geworden iſt, fo iſt der Streit daſelbſt 
zu beendigen, ohne daß die Rechtshaͤngigkeit durch . des Wohnſitzes 
oder Aufenthalts des Beklagten geftörr oder aufgehoben werden koͤnnte. 


Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klagſachen wird durch 1 der La⸗ 


‚dung zur Einlaſſung auf die Klage für begründet erkannt. 


Auslieferung 
der Verbre⸗ 
cher. 


2) In Hinſicht der Gerichtsbarkeit in nicht fbekicgen 
Rechtsſachen. 


Art. 34. Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todesfall, 
werden, was die Gultigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den Ge⸗ 
ſetzen des Ortes beurtheilt, wo ſie eingegangen ſind. 


Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des andern Staates die Guͤltig⸗ 
keit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Behoͤrde in dem⸗ 
ſelben abhaͤngt; ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. 

Art. 35. Vertraͤge, welche die Begruͤndung eines dinglichen Rechts auf 
unbewegliche Sachen zum Zweck haben, richten ſich lediglich nach den Geſetzen des 
Orts, wo die Sachen liegen. g 

3) In Ruͤckſicht der Strafgerichtsbarkeit. 

Art. 36. Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgeſetzen werden, 
ſoweit nicht die nachfolgenden Artikel Ausnahmen beſtimmen, von dem einen 
Staate dem andern nicht ausgeliefert, ſondern wegen der in dem andern Staate 


begangenen Verbrechen und Uebertretungen von dem Staate, dem ſie angehören, 


Vollſtreckung 


Ar ir und nach deſſen Geſetzen, gerichtet. 


Daher findet denn auch ein Kontumazial-Verfahren des andern Staates 


gegen fie nicht ſtatt. 
Art. 37. Wenn der Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des 


der Straf Er- andern ſich eines Vergehens oder Verbrechens ſchuldig gemacht hat, und daſelbſt er⸗ 


kenntni 


griffen und abgeurtheilt worden iſt, ſo wird, wenn der Verbrecher vor der Strafver⸗ 


buͤßung ſich in feinen Heimath⸗Staat zurückbegeben hat, von dieſem das Er⸗ 


kennt⸗ 


— —ũũ— — —p— —ñ3—Uũ — 
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koͤnne. 
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kenntniß des ausfändifchen Gerichts, nach vorgaͤngiger Requiſition und Mitthei⸗ 
lung des Urtheils, ſowohl an der Perſon als an den im Staatsgebiet befindlichen 
Gütern des Verurtheilten vollzogen, vorausgeſetzt, daß die Handlung, wegen deren 
die Strafe erkannt worden, auch nach den Geſetzen des requirirten Staates als 
ein Vergehen oder Verbrechen erſcheint, und nicht zu den blos polizei ⸗finanzgeſetz⸗ 
lichen Uebertretungen gehört, von welchen der naͤchſtfolgende Artikel handelt. 
Art. 38. Hat ein Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des andern Bedingt zu 


durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehoͤrt, gar nicht e 


— 


verpoͤnt ſind, z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Abgabengeſetze,, Polizei⸗ 


Vorſchriften und dergleichen, und welche demnach von dieſem Stagte auch nicht be⸗ 


ſtraft werden konnten, ſo ſoll, auf vorgängige, Requiſition zwar nicht zwangsweiſe 
der Unterthan vor das Gericht des andern, Staates geſtellt, demſelben aber ſich 
ſelbſt zu ſtellen, verſtattet werden, damit er ſich gegen die Anſchuldigungen verthei⸗ 
digen und gegen das in ſolchem Falle zulaͤſſige Kontumazial⸗Verfahren wahren 


Art. 39. Der zuſtaͤndige Strafrichter darf auch, über die aus dem Ver⸗ 
brechen entſprungenen Privat⸗Anſpruͤche mit erkennen, wenn wegen derſelben von 
dem Beichädigten adhaͤrirt worden iſt. 


Art. 40. Unterthemen des einen Staates, welche wegen Verbrechen oder Auslieferung 
anderer Ueberkretungen ihr Vaterland verlaſſen und in den andern Staat ſich ge⸗ der Geflüchter 
flüchtet haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſeyn, werden, 2 
nach vorgaͤngiger Requiſition gegen Erſtattung der Koſten, und zwar, wenn wegen 
Unvermoͤgenheit der Inquiſiten oder ſonſt die Unterſuchungs⸗Koſten niedergeſchla⸗ 
gen werden muͤſſen, nur der baaren Auslagen z. B. für Atzung, Transport, Porto 
und Kopialien, ausgeliefert. : = 2 
Art. 41. Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdaͤchtige Auslieferung 
Individuen, welche weder des einen noch des audern Staates Unterthanen find, der ausländer. 
werden, wenn fie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben bes 
ſchuldigt ſind, demjenigen, in welchen die Uebertretung veruͤbt wurde, auf vorgaͤn⸗ 
gige Requiſition gegen Erſtattung der Koſten; wie dieſe im vorigen Artikel beſtimmt 
iſt, ausgeliefert; es ſey denn, daß der Staat, welchem er als Unterthan angehört, 
aufe die vorher von dem requirirten gemachte Anzeige der Verhaftung, jene Ueber⸗ 
treter feloft reklamirt, und ihre Auslieferung zur eigenen Beſtrafung in Antrag 
bringt. a 5 
Art. 42. In denſelben Fällen, wo der eine Staat berechtiget iſt, die Aus⸗ Verbindlich⸗ 
lieferung eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von dem N 
andern Staote angebotene Auslieferung anzunehmen. e ferung. ; 
Art. 43. In Kriminal Fällen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeu- Stellung der 
gen an dem Orte der Unterſuchung nothwendig ht, ſoll die Stellung der Unkertha⸗ Zeugen. 
nen des einen Staats vor das Unterſuchungsgericht des andern zur Ablegung des 
5 „ Zeug⸗ 


Zeugniſſes, zur oa oder Rekog gnition, gegen god gr Ber e der 


Reiſekoſten und der Verſaͤumniß, nie verweigert werden. 


Art. 44. Da nunmehr die Fälle genau beſtimmt find, in Welchen die 


Auslieferung der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht ver⸗ 
weigert werden ſoll, ſo hat im einzelnen Fall die Behoͤrde, welcher ſie obliegt, weder 
vorgaͤngige reversales de ande reciproco zu erfordern, noch dafern fie 


nur eine Provinzial⸗Behoͤrde iſt, in der Regel erſt die beſondere Genehmigung der 


ihr vorgeſetzten Miniſterial⸗Behoͤrde einzuholen, es fen denn, daß im einzelnen 
Falle die Anwendung des Abkommens noch Zweifel zuließe, oder ſonſt ganz eigen⸗ 
thuͤmliche Bedenken hervortraͤten. Unterbehoͤrden bleiben aber unter allen Umſtaͤn⸗ 
den verpflichtet, keinen Menſchen außer Landes verabfolgen zu laſſen, bevor ſie 
nicht zu dieſer Auslieferung die 5 der ihnen unmittelbar eben 
Behörde eingeholet haben. 
f Art. 45. Saͤmmtliche vorfiehende Beſtimmungen gelten micht in Bezie⸗ 
hung auf die Koͤniglich-Preußiſchen Rhein⸗ = Provinzen. Ruͤckſichtlich 11 8 hat 
es bei der Verordnung vom Aten Mai v. J. fein Bewenden. 

Art. 46. Die Dauer dieſes Abkommens wird auf 12 Jahre; vom Iſten 
Januar 1825. an gerechnet, feſtgeſetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe keine 
Auffündigung von der einen oder der andern Seite, fo ir es N als auf 


noch 12 Jahre weiter verlängert anzuſehen. 


Gegenwaͤrtige im Namen Sr. Majeftär des Könige von Preußen und Sr. 
Koͤnigl. Hoheit des Großherzogs von Sachſen-Weimar und Eiſenach zweimal 
gleichlautend ausgefertigte Erklarung ſoll, nach erfolgter gegenſeitigen Auswechſe⸗ 
lung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben und 1 — 
kannt gemacht werden. 

Berlin, den 25ſten Juni 1824. und Weimar, den gten Juni 1824. 


(1. S.) von Bernstorff. (Les) von 1 
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wonach das Durchlaßgeld durch die ſtehende Bruͤcke boischen hin. nad, Deus 
erhoben werden foll. Vom 29ften Juni 1824. E 


1 Fur die Oeffnung des gewoͤhnlichen Durchlaſſes von jedem Sabrzenge uf 
zehn Silbergroſchen. 11 
2) Für die Oeffnung eines jeden ganzen, Jochs, Drei Thaler. 5 
. Berlin, den 29ſten Juni 1824 5 1 
— ch. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Buͤlow. von Lottum. 


